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fünfthelligen Zeile in Petitichri 


Nr. 542. Mittag ⸗ Ausgabe. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Frankfurt a. M., 18. Nov. Der geſetzgebende Körper hat 
in ſeiner heutigen Sitzung einſtimmig beſchloſſen, die dringende Auf⸗ 
forderung an den Senat zu richten, den bisherigen Erbprinzen von 
Auguſtenburg als nunmehrigen Herzog von Schleswig⸗Holſtein⸗Lauen⸗ 
burg anzuerkennen und dieſe Anerkennung durch den frankfurter Bun⸗ 
destagsgeſandten bei dem Bundestage aufs dringendſte zu beantragen 
und zu fördern. t 
Kopenhagen, 18. Nov. In einer außerordentlichen Sitzung 
des Reichsrathes theilte der Conſeilpräſident Miniſter Hall die eben 
erfolgte königliche Unterzeichnung des Grundgeſetzes für Dänemark und 
Schleswig mit. Der Präſident des Reichsrathes brachte darauf ein 
Hoch auf den König aus, das von den Mitgliedern wie auf den 
dichtgedrängten Tribünen einen donnernden, unendlichen Wider⸗ 
hall fand. 
8 Ein fernerer Vorſchlag des Präſidenten, der Reichsrath möge dem 


1½ Sgr. 


Könige morgen nach erhaltener allerhoͤchſten Erlaubniß feinen Glück⸗ l 


wunſch und Dankſagung in corpore darbringen, wurde mit Accla⸗ 
mation angenommen. f 
— ——_ Lu mn Mm nnd 
Preuſ en. 
Landtags: Verhandlungen. 
3. Sitzung des Herrenhauſes (18. November). 

Der Präſident Graf 15 Stolberg⸗Wernige rode eröffnet die Sitzung 
um 11% Uhr. Die Tribünen, insbeſondere auch die den Mitgliedern des 
Abgeordnetenhauſes reſervirte, ſind zahlreich beſetzt. In der königl. Loge 

eldmarſchall v. Wrangel, Kammerherr, Schloßhauptmann v. Röder; in der 

iplomaten⸗Loge Abg. Frhr. v. d. 1 

Unter den im Saale anweſenden Mitgliedern bemerken wir Staatsmini⸗ 
ſter a. D. v. Bernutb, Frhr. v. Diergardt, Unterſtaatsſecretär a. D. v. Gru⸗ 

ner, Profeſſor Tellkampf u. A.; ent 51070 iſt Dr. Brüggemann. Am 
Miniſtertiſche: Graf Eulenburg, Graf Itzenplitz, Graf zur Lippe, v. Roon, 
Regierungs⸗Aſſeſſor Dr. Jacobi, Geh. O 7 tever. { 

Nach den gewöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen (Entſchuldigungs⸗ 
ſchreiben, Conſtiturrung des Abgeordnetenhauſes, der Abtheilungen und 
Commiſſionen) wird vom Präſidenten angezeigt, daß drei der ge: 
wählten Schriftführer erklärt hätten, dauernd verhindert zu ſein, die Pflich⸗ 
ten ihres Amtes zu übernehmen und wird das Haus nach Erledigung des 
erſten Gegenſtandes der Tagesordnung die Neuwahlen vornehmen. Es wird 
darauf ein Schreiben des Miniſters des Innern verleſen, worin derſelbe über 
die im Perſonal des Hauſes in dieſem Jahre erfolgten Veränderungen Mit⸗ 
theilung macht; das Schreiben geht an die Maetrikelcommiſſion. (Die letzte 
desfallſige Mittheilung iſt durch Schreiben vom 16. Januar erfolgt.) 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz legt die bereits neulich im Hauſe der 
Abgeordneten eingebrachte allerhöchſte Verordnung, betreffend das Zuſammen⸗ 

en der Sir auf hoher See zur rg einge pr Genehmigung vor; 
nebſt einer Denkſchrift, welche die Motive erläutert. Dieſe Verordnung wird 
der demnächſt zu wählenden Commiſſion für Handel und Gewerbe zur Vor⸗ 
berathung überwieſen. 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der bereits beſprochene Com⸗ 
miſſions⸗Bericht über die Preßverordnung vom 1. Juni d. J. Bericht⸗ 
. er v. Daniels recapitulirt ausführlich den Inhalt des Berichts: Der 
erſte 0 Commiſſion, der Verordnung vom 1. Juni die Genebmi⸗ 

Aus u ertheilen, ſei einſtimmig gefaßt worden, der zweite, welcher die 
uftechterhaltung der Verordnung bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung 

der Preſſe verlangt, mit allen gegen eine Stimme. Die Anträge ſeien 
formell und ſachlich motivirt. Die Verordnung ſei vom geſammten Staats⸗ 
an gegengezeichnet, in gehöriger Weiſe verkündet und verſtoße in 
keiner Weiſe gegen irgend eine Beſtimmung der Verfaſſung. Artikel 27 der 
Verfaſſungs⸗ Urkunde ſichere Freiheit der Gedankenmittheilung zu; dieſe Frei⸗ 
heit werde durch die Verordnung nicht beeinträchtigt; 0 überhaupt 
nicht gegen die Preſſe im Ganzen, ſondern nur gegen einen Theil der Preſſe 
Fate gegen Zeitungen und Zeitſchriften. Es laſſe dieſer Artikel Beſchrän⸗ 
kungen zur Verhütung des Mißbrauchs im Wege der Geſetzgebung zu; was 
bier von der Geſetzgebung gejagt ſei, müſſe ebenſo auf die ordentliche Geſetz⸗ 
gebung (Art. 62), wie auf den Fall bezogen werden, wo die Staatsregierung 
in die Nathwendigkeit komme, von den ihr durch Art. 63 wan Befug⸗ 
niſſen Gebrauch zu machen. Was die Worte des Art. 63 „zur Aufrechthal⸗ 
tung der öffentlichen Ordnung“ betreffe, ſo verſtehe es die W an⸗ 
ders als ein von einer Juriſtenfakultät abgegebenes Gutachten; nämlich nicht 
blos das Ausbrechen eines offenen Aufftandes, ſondern jede Störung des 
entlichen Friedens, jede Aufreizung zu gegenſeitigem Haſſe unter den Staats⸗ 
angehörigen. Eine Abhilfe ſei dringend erforderlich geweſen, denn jo zahl⸗ 
reich ſeien die Richter nicht, um jede ſolche Störung, ſo ſchleunig, wie es 
nothwendig ſei, zu ahnden; fahr bebe eine ell würden nur zu neuen 
dei bed a a geführt haben, eine Vermehrung des Richterſtan⸗ 
— De t gar eine „Reorganiſation“ auch auf dieſem Gebiete wäre nöthig 

orden. 

Herr Tellkampf: Es fragt ſich, ob die vorliegende Verordnung vom 

J. Juni d. J. verfaſſungsmäßig oder verfaſſungswidrig ſei? Bekanntlich jagt 
der Art. 62 der Verfaſſung, je zu jedem Geſetze die Uebereinſtimmung des 
Königs und der beiden Häufer des Landtags erforderlich ift, und Artikel 63 

serfafjung, auf den ſich die vorliegende Verordnung ſtützt, macht hier⸗ 
zon eine Ausnahme „nur in dem Falle, wenn die Aufrechthaltung der öffent⸗ 
lichen Sicherheit oder die Beſeitigung eines ungewöhnlichen Nothitandes es 
dringend erfordert.“ i i 
Zur get des Erlaſſes der fraglichen Verordnung hat bekanntlich überall 
die öffentliche Sicherheit ungeſtört geherrſcht, und die egierung hat nicht den 
Nachweis geführt, daß damals ein „ungewöhnlicher Nothſtand“ wirklich ein⸗ 
getreten ſei. Die Begründung für die Verordnung fehlt daher. Dürften ein⸗ 
ſeitig Verordnungen bei jeder Befürchtung oder bei jedem unbequemen 
uſtande erlaſſen werden, jo würde damit der Hauptgrundſatz alles verfaſ⸗ 
ungsmäßigen Lebens in Frage geſtellt, daß zu jedem Geſetze die Ueberein⸗ 
timmung des Königs und der beiden Häuſer des Landtags erforderlich iſt. 

Hier gilt’3 alſo: obsta prineipiis, damit der Fall dieſer Verordnung nicht 

nr einem Präcedenz⸗Falle für die Zukunft werde. Dies iſt das Hauptintereſſe 
ei der Aae 8 rage. 

Der Artikel 63 der Bertaffung beſtimmt ferner, daß eine derartige Verord⸗ 
nung „der Verfaſſung nicht zuwiderlaufen dürfe.“ Die Goa iet gewähr⸗ 
leitet die Preßfreiheik und 60 im Art. 27 ausdrücklich, daß Beſchränkung 

erſelben nur im Wege der Geſetzgebung, alſo auf keinem anderen Wege, 
auch nicht dem octroyirter Verordnungen, zuläſſig ſei. Die Verſaſſung ſagt 
ferner im Art. 28, daß Preßvergehen nur nach den allgemeinen Straf⸗ 
geſetzen zu beſtrafen find, und hat hiernach die um den Eingriffen der 
altungsbehörden entzogen und nur unter das Urtheil der Gerichte ge⸗ 
keit Dieſem Art. 28 der Verfaſſung widerſpricht geradezu die Verordnung 
om 1. Juni, indem fie neben die Strafgeſeze, welche durch die Gerichte ange: 
gan t werden, cumulirend ein neues Strafſyſtem ftellt, das durch die 

f erwaltungssbehörden gegen die Preſſe angewandt werden foll — und 
e widerſpricht hiermit außerdem den Artikeln 7 und 8 der Verfaſſung, wo⸗ 
x iemand feinem geſetzlichen Richter entzogen werden darf, und Aus⸗ 
ahmegerichte und außerordentliche Commiſſionen unſtatthaft find, und wo⸗ 
werden daſen nur in Gemäß heit des Geſezes angedroht oder verhängt 
vorlien, Dürfen. Nach dem Wortlaute der Verfaſſung iſt allo offenbar die 
Be legende Verordnung vom 1. Juni verfaſſungswidrig. Die Geneh⸗ 
ſo gung kann ihr alſo nicht ertheilt werden. Die Commiſſion aft ie 
ſamteide in, Kraft zu erhalten, bis andere geſezliche Beftimmungen in Wirt: 
. treten können. Dies wird von den Beſchlüſſen beider Häuſer des 
en es abhängen. Sollte eines der beiden Häuſer feine Genehmigung 

wick orliegenden Verordnung verſagen, jo würde dieſelbe dann ſofort ebenſo 

5 vage os fein, wie irgend eine andere Vorlage, der die Uebereinſtimmung 

rei Faktoren der Geſetzgebung fehlt. Ich bitte, der vorliegenden Ber: 
ng vom 1. l die Genehmigung nicht zu ertheilen und den Antrag 
ulehnen. 0 


Dr) 
der Commiſſton a 


zz 


Graf Kraſſow: Er befinde ſich in fait allen Punkten im vollen Wider⸗ 


ſpruch mit dem Vorredner; er halte den Erlaß ſolcher Verordnungen für 
mißlich, wenn die Staatsregierung ſich des Erfolges derſelben und wenn ſie 
der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags nicht gewiß ſei. In dieſer 
Beziehung werde die Regierung wohl ernſt mit ſich zu Rathe gegangen ſein. 
Sehle der Erfolg oder die Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags, fo ſei 
die Regierung in Gefahr, eine moraliſche Niederlage zu erleiden. Es ſei bei 
uns ein Preßunfug eingeriſſen geweſen, wie in keinem andern europäiſchen 
Staate; in keinem andern Staate, mit Ausnahme vielleicht von Nord⸗Ame⸗ 
rika, deſſen Zuſtände der Vorredner wahrſcheinlich beſſer kenne als er ſelbſt, 
habe ein ſo empörender Preßunfug beſtanden, und es ſei gelungen, die 
Tagespreſſe dahin zu bringen, daß ſie ſich wenigſtens zu einem Scheine des 
Anſtandes bequemt habe. Der Erfolg ſei aber noch ein ungenügender, und 
es beſtände noch eine große Anzahl von Schandblättern, — er nenne 
nur eins davon, die hieſige „Volkszeitung“ —. Er erkenne deshalb eine 
abſolute Heal fe A Erlaſſe der ent an, denn die Preſſe ſei 
bei uns thatſächlich ſtraflos geweſen, da die Strafgeſetze gegen ſie in 
fo larer Weiſe gehandhabt worden wären, daß die Strafen, wenn 
ja einmal ſolche erkannt worden ſeien, eher den Charakter einer Prämiirung 
als einer empfindlichen Strafe an ſich getragen hätten; denn die Verurthei⸗ 
ung zu einer kleinen Geldſtrafe hätte die Aufmerkſamkeit des Publikums erſt 
recht auf die betreffende Zeitung gelenkt und derſelben mehr Vortheile ge⸗ 
bracht, als die Strafe gekoſtet hätte. 

Er halte die Verordnung vom 1. Juni auch für verfaſſungsmäßig; wenn 
die Verfaſſung ſage, daß Strafen nur in Gemäßheit des Geſetzes erkannt 
werden dürften, ſo frage es ſich doch, ob die Verordnung nicht ein Geſetz ſei, 
Geſetzeskraft Bam jie wenigſtens. Die Verordnung ftrafe aber auch gar 
nicht; die Conceſſionsentziehung ſei keine Strafe; ſie könne vielleicht den da⸗ 
von Betroffenen ſehr unangenehm berühren, aber eine Strafe im juridiſchen 
Sinne ſei ſie nicht. Was den Nothſtand betreffe, ſo glaube er, daß derſelbe 
in vollem Maße vorhanden ſei. Wäre die Verordnung nur ſtreng und ernſt 
gehandhabt worden, jo würde der Erfolg noch ein größerer geweſen fein. 
Thatſache ſei es, daß ein großer Theil unſerer Richter in politiſcher Bezie⸗ 
bung einer extremen, demokratiſchen Richtung angehöre, und 
wenn er die Unparteilichkeit unſerer Richter auch noch ſo 125 halte, ſo glaube 
er doch, daß es eine Grenze der Unparteilichkeit gebe, denn abfolut unpar⸗ 
teiiſch ſei kein Menſch. Daß ein Richter, der eine politiſche Parlaments⸗ 
oder Clubrede gehalten habe, und in einer Zeitung einen Wiederhall dieſer 
Rede fände, in diefer daſſelbe, was er ſelbſt ausgeſprochen habe, als ſtrafbar 
ahnden folle, heiße etwas Uebermenſchliches verlangen. Man könne mit Si⸗ 
cherheit annehmen, daß das andre Haus die Verordnung verwerfen werde; 
je wärmerer in einer geordneten Preßfreiheit er ſei, um jo mehr wünſche 
er, daß die Zeitungsredacteure die wiedererlangte größere Freiheit dazu be⸗ 
nützten, ſich ſelbſt Schranken anzulegen, nicht aber wieder einen ſo ſchranken⸗ 
loſen Gebrauch von der Freiheit zu machen, wie dies früher geſchehen en 
Die Folge werde die fein, daß in Zukunft eine noch weit ſchärfere und durch⸗ 

reifendere Beſchränkung der Preßfreiheit eintreten müßte, denn mit einer 
trafloſen Preſſe laſſe ſich nicht regieren. (Die Miniſter v. Bodelſchwingh 
und v. Selchow ſind inzwiſchen eingetreten.) 

Hr. Blömer: Es ſei Thatſache, daß die Aufregung iu der Preſſe, aus 
unſerem inneren Conflicte Nahrung ziehend, weit gegangen ſei, daß ſie ſich 
mit aller Entſchiedenheit gegen die Abſichten der eoleni, erichtet habe. 
Letztere habe durch die Preßverordnung ruhige Beſonnenhe erstellen und 
die Löſung des Conflicts-anſtreben wollen. Das Vorhandensein des Con⸗ 
ur ſei auch von der Commiſſion anerkannt, denn der Commiſſionsantrag 
age ausdrücklich, die Verordnung ſei erlaſſen worden zu einer Zeit der Ver⸗ 
ſchiedenheit des Verſtändniſſes gaenleitiger Rechte und Anſprüche zwiſchen 
der königl. Staatsregierung und einem Theile der Landesvertretung. Die 
Preßverordnung ſchließe ſich, behufs einer Beſtrafung der Ausſchreitungen 
der Preſſe, nicht an einzelne Paragraphen des Strafgeſetzbuches an, ſondern 
verweiſe das Urtheil = die Geſammthaltung eines Blattes. Ob nun 
aber die Geſammthaltung einer Zeitung ein regierungsfeindliches Be⸗ 
ſtreben erkennen laſſe, das unterliege einer völlig ſubjectiven Beurthei⸗ 
lung, und dieſe ſei jo ſchwierig, daß Beiſpiele von Gegenſätzen in der Beur⸗ 
theilung ganz nahe liegen. Der Commiſſionsbericht ſage, der Nothſtand habe 
keine weitere Veränderung erlitten, als daß jetzt beide Häuſer verſammelt 
ſeien, und es werde die Gefahr nur wachſen, wenn die Novelle ſich nicht 
unmittelbar als Geſetz an die Verordnung anſchließe. 

Dem gegenüber ſage die Regierung in ihrer ee die Hoffnungen, 
welche ſie auf die Wirkung der Verordnung geſetzt, ſeien im Ganzen nicht 
getäuſcht worden. Wenn nun nach Auffaſſung der Commiffion, dieſe Hoff⸗ 
nungen der Staatsregierung dennoch als getäuſchte erſchienen, ſo gingen offen⸗ 
bar die Anſichten der Commiſſion und der Regierung in dieſem Punkte ans⸗ 
einander. — Die Preßnovelle gebe die Cognition über Preßvergehen dem 
ordentlichen Richter wieder; nun ſei nicht abzuſehen, warum daſſelbe nicht 
ſeit dem 1. Juni d. J. ebenſo gut möglich geweſen ſei. Warum ſolle der 
Richter nicht ebenfo gut auch allemal die Geſammthaltung eines Blattes be⸗ 
urtheilen können? — 8 
fern nachtheilig für die Achtung vor der Regierung, als dieſelbe danach als 
Richter in eigener Sache erſcheine; er ſei auch unheilvoll ür den Frieden, 
den wiederherſtellen der lebhafteſte Wunſch der Regierung ſei. Er müſſe ſich 
deshalb gegen die Commiſſion erklären, wenngleich er Ausſchreitungen — 
auf beiden Seiten — nicht leugnen könne. Die Gefahr ſei übrigens nicht 
ſo groß, wie man ſie darſtelle. Und wenn wirklich, ſo liege im Kampfe der 
freien Meinungsäußerung, auch wieder die Hilfe, man müſſe doch vertrauen, 
daß der Gerechtigkeitsſinn endlich ſiegreich durchbrechen werde. Es werde ihm 
ſchwer, aber er müſſe der Wahrheit die Ehre geben und gegen die Anträge 
der Commiſſion ſtimmen. 


Dr. p. Zander rügt zunächſt, daß der Widerſpruch eines Mitgliedes der 
Commiſſion dri Brüggemann) ggegen den zweiten Antrag der Commiſſion, 
den daſſelbe ſchriftlich in den Bericht aufzunehmen beantragt hat, in dem 
Bericht nicht abgedruckt ſei. Er entledige fich] deshalb des Auftrags, den 
ihm das heute am Erſcheinen verhinderte e e nee gegeben, die 
Gründe dieſes Widerſpruchs mitzutheilen. Daſſelbe habe den zweiten An⸗ 
trag für über die Competenz der eee gehalten, jeden⸗ 
falls aber nicht in die Berathungen über die Preßverordnung, ſondern in die 
über die Preßnovelle * erner Fame das Mitglied, daß durch den 
1 2 15 Antrag die Meinung entſtehen könne, das Herrenhaus wolle dem 

iniſterium die Anregung zu einer Berfaff ungswidrigkeit geben, 
nämlich die Verordnung auch dann weiter gelten zu laſſen, wenn ein Factor 
Aire ien die erforderliche Genehmigung nicht ertheile. Die 
übrigen Mitglieder der Commiſſion feien durch dieſe Motive nicht beftimmt 
worden, dem zweiten Antrage ihre Genehmigung zu verſagen. Sie hätten 
namentlich nicht geglaubt, durch den zweiten Fe, die gerügte Anregung 
zur etwaigen Verfaſſungsverletzung zu geben, Er ſelbſt habe für beide Ans 
träge geſtimmt. Er bitte indeß mit Rüdfiht auf den erwähnten Widerſpruch, 
bei der Abſtimmung eine Trennung beider Anträge eintreten zu laſſen. 

Was die Verordnung ſelbſt betreffe, ſo halte er die Erforderniſſe des 
Art. 63 der Verfaſſung für vollkommen gewahrt. Der Inhalt der Verord⸗ 
nung ſei nicht über das Maß deſſen hinausgegangen, was zur Erreichung 
des Zweckes nothwendig ſei. Einen erheblichen Imeilel an der Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit der Verordnung hätten ihm Anfangs die Art. 7 und 8 der Ver: 
faſſung eingeflößt, welche beſtimmten, daß Niemand feinem geſetzlichen Rich⸗ 
ter entzogen und daß Strafen nur in Gemäßheit des Geſetzes angedroht 
oder verhängt werden dürften. Der Zweifel ſei aber nicht begründet, denn 
da nach Art. 63 die Verordnung Geſeßeskraft habe, jo ſeien eben vom Er⸗ 
laß derſelben ab die Verwaltungs behörden die Ben Richter 
geworden. Der Vorwurf der Verfaſſungswidrigkeit ſei daher nicht gerechtfer⸗ 
tigt. Die Verordnung habe eben ſo gut gewirkt, als ſie nothwendig gewe⸗ 
ſen ſei; er bitte dieſelbe daher zu genehmigen. . 

Dr. v. Daniels erklärt in einer thatſächlichen Berichtigung, daß im Be⸗ 
richt beim zweiten Antrage ausdrüglich conſtatirt ſei, daß der betreffende 
Beſchluß mit allen gegen eine Stimme gefaßt worden ſei: Hr. v. Me: 
ding tritt ihm in einer längeren Auslaſſung bei; eine innere Mein habe 
aber zwiſchen Hrn. Brüggemann und den andern Commiſſions⸗Mitgliedern 
nicht geherrſcht; man möge alſo auch nicht den Schein einer ſolchen erregen. 

Herr 8 en (Köln): Die Commiſſton ſchlage vor: 1) der Ver⸗ 
ordnung die Genehmigung zu ertheilen, und 2) dieſelbe fo lange in Wirk: 
jamteit zu laſſen, bis die Novelle zum Preßgeſetz von beiden Häuſern des 


— 


er durch die Verordnung eingeleitete Zuſtand ſei ſo⸗] M 


eitung. 
8 Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 


uſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Landtages genehmigt ſei, und dies am Tage vor der Berathung der Preß⸗ 
verordnung im anderen Hauſe. Jedermann wiſſe, daß dieſer beſchleunigte 
Beſchluß auf die Entſcheidung der Angelegenheit ſelbſt keinen Einfluß aus⸗ 
üben könne, weil beide Häuſer des Landtages einen übereinſtimmenden Be⸗ 
ſchluß faſſen müßten. danse ee alſo wolle man eine Umſtimmung der 
Anſichten des anderen Hauſes bezwecken. Es könne in Zweifel gezogen wer⸗ 
den, ob es weiſe ſei, ohne Noth zu einer Kundgebung überzugehen, welche 
eine weitergehende Differenz der Anſichten des Herrenhauſes mit der öffent⸗ 
lichen Meinung herausſtellen würde, als bis jetzt der Fall geweſen. Er 
werde ſich nicht bemühen, fruchtlos davon abzumahnen. Es ſei zu einleuch⸗ 
tend, daß die Verfaſſung nicht die Bedeutung habe, daß ein Geſetz, zu welchem 
die Miniſter die Zuſtimmung des Landtages nicht erhalten konnten, unmit⸗ 
telbar nach dem Schluß der Kammern als Verordnung erlaſſen werden könne. 
Es möge dies zum Fortbeſtande des Miniſteriums nothwendig geweſen 
fein und in ſolcher Weiſe vielleicht ein miniſterieller Nothſtand vorhan⸗ 
den geweſen ſein (Heiterkeit); einen ſolchen Nothſtand kenne aber die Ver⸗ 
faſſung nicht. 

Unzweifelhaft ſei die Regierungskunſt eine leichte, wenn nur gedruckt wer⸗ 
den dürfe, was der Regierung gefalle. Bekanntlich werde in Frankreich der 
Napoleonismus erſt dann für befeſtigt erachtet, wenn er die Preßfreiheit er⸗ 
ragen könne. In der Sache ſelbſt ſchließe er ſich der früheren Majorität 
des Herrenhauſes vom Jahre 1860 an, als das Herrenhaus beſchloß, die 
Gewalt, welche die Verwaltungsbehörden vermöge adminiſtrativer Befugniß 
über die Preſſe üben konnten, durch eine Declaration aufzuheben. Damals 
habe ſich ein Mitglied der gegenwärtigen Commiſſion dahin geäußert, daß 
wir die Preßfreiheit nicht entbehren könnten, und unſere berechtigte Erobe⸗ 
rung in Deutſchland könnten wir nur machen, wenn vor dem Volke ſeine 
Rechte und Freiheiten entwickelt würden; zu einer ſolchen Entwickelung ſei 
aber eine Freiheit der Preſſe unumgänglich erforderlich. Der Beſchluß ſei 
damals mit großer Majorität gefaßt worden. N der Uebereinſtimmung 
mit dieſer 11 Majorität ſtimme er gegen die Anträge der Commiſſion. 
Uebrigens ſtimme er mit dem Wunſche überein, daß die Preſſe in der ge⸗ 
machten Erfahrung eine ernſte Mahnung finden möge, einen beſonnenen Ge⸗ 
brauch von der Preßfreiheit zu machen. (Beifall.) 

Miniſter des Innern Graf zur Eulenburg: Der Vorredner habe ge⸗ 
äußert, es habe zur Zeit des Erlaſſes der Verordnung möglicherweiſe ein 
miniſterieller Nothſtand, gewiß kein Nothſtand im Sinne der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde beſtanden. as unter „Nothſtand“ zu verſtehen ſei, n durch⸗ 
aus relativer Begriff; die Regierung habe die Zuſtände für dazu angethan 
gehalten, einen Wohlſtand als vorhanden anzusehen; die Häuſer hätten, 
nachdem ihnen die Verordnung vorgelegt ſei, zu prüfen, ob fie ihrerſeits 
jenen Nothſtand anerkennen wollen oder nicht. Bei dem Erlaſſe der Verord⸗ 
nung habe ſich das Land in einer Erregtheit befunden, die weit über die na⸗ 
türlichen Grenzenhinausgegangen ſei, und die Reg. habe ſich der Ueberzeugung 


-Inicht verſchließen können, daß diefe Erregtheit zum Theil eine künſtlich e, 


durch die Ausſchreitungen der Preſſe hervorgerufene ſei. Die Regierung habe 
| nicht verhehlt, daß ein „Nothſtand“ nicht blos in den Formen des Auf⸗ 
ruhrs, überhaupt äußerlich hervortretender Zuſtände ſich kandgeben könne, 
ſondern daß es ein noch weit gefährlicherer Noth tand ſei, welcher an dem 
Gewiſſen und der Ueberzeugung des Volks nage (Bravo) Aus dieſen Grün⸗ 
den habe das Staatsminiſterium ſich einſtimmig dafür entſchieden, daß ein 
Nothſtand vorhanden ſei. Von einem miniſteriellen —. das wolle 
er zum Schluſſe nochmals hervorheben, ſei keine Rede geweſen; das Mini⸗ 
ſterium ſei bereit, in dem Augenblicke ſein Amt in wo es glaube, 
daß dadurch der Nothſtand, in dem ſich leider das Land jetzt befin e, beſeitigt 
werden könne (Bravo!). 


Herr v. Senfft⸗Pilſach. Wenn ein Vorredner geſagt 
verordnung müſſe en werden, wenn auch nur An tor der Geſetz⸗ 
gebung nicht zuſtimme, ſo müſſe er bemerken, daß ſie ihre Geſetzeskraft erſt 
verliere, wenn ſie durch eine neue Verordnung Sr. tät ausdrücklich in 
der Geſetzſammlung aufgehoben ſei. Der Nothſtand, auf deſſen Vorhan⸗ 
denſein die Verordnung ſich berufe, bedürfe keiner Illuſtrirung. Die königs⸗ 
treuen Männer würden unabläßig und auf die boshafteſte Weiſe von der 
Preſſe angegriffen, und dadurch in ihren Rechten u. Freiheiten gekränkt. Die 
Brutalität des niederen Volkes auf den Straßen werde immer 
Paß n von Tag zu Se nehme die Aktion des Meſſers zu. — 

enn man übrigens die „Volkszeitung“ anſehe, ſo finde man, daß die freie 
Bewegung der Preſſr nicht gehemmt ſei, wie die acht Artikel „Ueber die 
Sterblichkeit im Militär“ bewieſen. Es ſei dem gegenüber wünſchenswerth, 
daß die Verordnung gelte, bis ein Geſetz an ihre Stelle trete, denn feu 
könne er nur rathen, von Landtag zu Landtag neue Preßverordnungen z 
octroviren. Er bedaure, daß das Haus gezwungen ſei, ſich mit einem zum 
Theil gar nicht ſauberen Gegenſtande zu befaſſen; denn der Theil der Tages⸗ 
preſſe, welcher hier in Betracht komme, ſei nur eine Abart, nur eine Schma⸗ 
rotzerpflanze, mit deren Pflege Müßiggänger ihre Tage verderben, während 
er von Herzen bereit ſei, die Verdienste der guten Preſſe um Bildung, Wiſ⸗ 
ſenſchaft und Dorſtinder anerkenne; freue er ſich doch jedesmal, wenn er des 
0 ee die Dorfkinder mit ihren Büchern unterm Arme zur Schule ge: 
en ſehe. 

Man habe die Preßfreiheit unter Friedrich dem Großen präconiſirt, man 
habe dabei aber verſchwiegen, wie der große König Ausſchreitungen der 
Preſſe entſchieden zurückgedrängt, und in Folge einer Tiſchäußerung am 5, 
Juni 1740 durch die Miniſter v. Podewils und Thulemaver die für den Artikel 
„Berlin“ den berliner Zeitungen falt fe Cenſurfreiheit, bereits im Dezem⸗ 
ber deſſelben Jahres wiederhergeſtellt habe. Die demokratiſchen Blätter hät⸗ 
ten in frechſter Weiſe die Staatsregierung geſchmäht, einen Beſchluß des 
Herrenhauſes für null und nichtig erklärt, was in England mehrjährige Ge⸗ 
fängnißſtrafe und harte Geldbuße nach ich gezogen hätte, bei uns ſtraflos 
ſei. Der Herr Kriegsminiſter v. Roon habe es dulden müſſen, daß man 
ihn einen Trappiſten genannt, daß man ihm vorgeworfen, er habe nie 
einen patriotiſchen Schritt gethan. Die Artikel der „Volkszeitung“ über die 
Sterblichkeit im Militär hätten in manchen Truppentheilen zu Ralſonnements 
angeregt, neben welchen die Offtziersehre kaum beſtehen könne. Friedrich der 
Große habe geſagt: „In meiner Armee raiſonnirt Niemand.“ — Die Solda⸗ 
ten Sr. 3 ſeien „Schergen des Abſolutismus“ geſcholten worden; 
darin liege zugleich eine Beleidigung Sr. Majeſtät des Königs. Er wünſche, 
daß ſogar in den Kirchen für die Beſeitigun 
werde, denn die Preßangelegenheit ſei nur ein 
das Königthum! 

See b. ne Er habe ſich beim Erſcheinen der Preß verordnung 
pr eſonderen Aufgabe gemacht, die Wirkungen derſelben in feiner heimath⸗ 
ichen Provinz zu beobachten und er könne verſichern, daß die Mißſtimmung 
der Rheinprovinz gegen die Staatsregierung — nicht gegen Se. Maſeſtät — 
durch die Verordnung in ſehr bebentlicher Weise geſteigert worden le. In 
einem waffeln wo die politiſche Lage Europas in 1 ſich zu einer 


des Nothſtandes gebetet 
rieg der Demokratie gegen 


verhängnißvollen geſtalten könne, halte er es grade von ſeinem conſervativen 
Standpunkte aus für ſeine Pflicht, ſeine Bedenken gegen die Verordnung zur 
Geltung zu bringen; er werde gegen die Genehmigung derſelben ftinmen, 
Hr. v. Below: Er ſei dasjenige Mitglied der Commiſſion geweſen, wel⸗ 
ches im Jahre 1860 und auch ſchon 1856 den die n le eingetreten 
ſei und auf deſſen Worte ſich Hr. Camphauſen bezogen habe. Damals hät- 
ten ihn beſondere Gründe dazu veranlaßt. Im Jahre 1856 hätten ſämmt⸗ 
liche Zeitungs⸗Redacteure mit Ausnahme eines einzigen, im Vorzimmer des 
Polizei⸗ räfenten antichambrirt. Die Ausnahme ſei der Redacteur der 
„Kreuz⸗Zeitung“ geweſen, der deshalb auch von allen Seiten verfolgt 
worden wäre. Sämmtliche Zeitungen hätten damals alſo unter den 
Anſchauungen des Polizei⸗Präſidenten geſtanden, und darum ſei er dafür 
eingetreten, die Be ren der Verwaltungsbehörden dem Richter zu über⸗ 
weiſen. Die jetzige reß⸗Verordnung ſtehe auf einem ganz anderen Stand⸗ 
unkte; fie unterwerfe die Preſſe nicht dem Ermeſſen einer einzelnen Perſon, 
— den Regierungs⸗Collegien als Vertretern des öffentlichen Rechts. 
3 ein großer Vorzug. 

s die Verfaſſung entworfen worden ſei, da — im ganzen Lande der 
Glaube an die Unparteilichkeit des preuß. Richter tandes exiſtirt; er müſſe 
es an dieſer Stelle ausſprechen: auf politiſchem Gebiete eriftire die 
Unparteilichkeit des preußiſchen Richterſtandes nicht mehr. 
(Beifall rechts.) 

Wenn der alte preußiſche Richterſtand auf allen Gebieten erhalten wer⸗ 
den ſolle, müſſe der Richter frei gemacht werden von der politiſchen Bewe⸗ 


die Preß ⸗ 


* 
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Schulden kommen laſſen und er habe ſelbſt mehrfach ſeine Meinung dahin 


t anfggtest habe, 


kommende Antrag] der Referenten 


Haus der Abgeordneten verſagt der unter Bezugnahme auf Art. 63 der Ver⸗ 


in TE [a 


gung, Er erkenne einen Nothſtand namentlich um deshalb an, weil wegen 
der Verdunkelung, welche in politiſcher Beziehung beſtehe, eine wirkſame 
Handhabung der Geſetze nicht ausführbar Bi. Das Haus dürfe die Sache 
nicht advokatiſch beurtheilen, nicht jede feine Wendung der v ben erwä⸗ 
Be ſondern das Haus müſſe als Jury aburtheilen, und von dieſem Ge⸗ 
ichtspunkte aus unterſchreibe er den Bericht und die Anträge der Comm. 

Herr v. Bernuth: Es ſeien hier Vorwürfe gegen den preußiſchen Rich⸗ 
terſtand ausgeſprochen, die nicht hätten laut mecben-Äollen, Bon feiner Seite 
fei darauf, wie er gewünſcht hätte, eine Erwiderung erfolgt. Dieſen Bezie⸗ 
hungen ftebe er gegenwärtig fern, aber es habe eine lange Zeit gegeben, wo 
er mitten in dieſen Verhältniſſen ſtand. Er habe auch dort manche nicht er⸗ 
freuliche Erfahrung gemacht, aber er müſſe dennoch hier ein Wort erheben 
— Schutze des preußiſchen Richterſtandes in ſeiner großen Majorität. Er 
önne die Folgerung nicht zugeben, die der Vorredner gezogen habe. Der: 
ſelbe habe den Richter⸗Collegien die Verwaltungsbehörden als Vertreter des 
öffentlichen Rechtes gegenüber geftellt.. Wenn in ſolcher Sr die Entſchei⸗ 
dung über die Ausſchreitungen der Preſſe den Verwaltungsbehörden übertra⸗ 
gen werde, ſo frage er, welche größere Sicherheit dieſe Behörden gewährten, 
als die ordentlichen Richter. 

Wolle man bei dieſen Collegien gewiſſe Anſichten vertreten ſehen, welche 
man bei den Richtern verdamme? Die Frage ſei bisher mehr vom Stand⸗ 
punkte der Utilität, als vom Standpunkte des Rechts aus beleuchtet worden; 
er habe die Abſicht, nur den Rechtsſtandpunkt zu wahren und auf dieſen 
Punkt möchte er die Debatte zurückführen. Er ſei weit entfernt, die frühe: 
ren Zuſtände der Preſſe hier in Schutz zu nehmen; er erkenne vielmehr an, 
daß die Preſſe vielfach Tadel verdient habe; er erkenne auch die Mängel des 
Preßgeſetzes an, aber andrerſeits ſei Ki darauf hingewieſen, daß der Zus 
eg der Preſſe auf Gründe zurückgeführt werden müſſe, die eine weit tier 
ere Bedeutung hätten. Das dürfe nicht unerwogen bleiben bei Beurthei⸗ 
lung unſerer Preßzuſtände, wenn auch ein Redner dagegen Proteſt eingelegt 
habe, daß man ſich auf die öffentliche Meinung berufe. Er erkenne in der 
offentlichen Meinung einen Factor des Staatslebens, dem Niemand ſich 
auf die Dauer werde entgegenſetzen können, ohne Schaden zu 
leiden. Er trete alſo hier nicht als Vorkämpfer für die e aber 
er müſſe die Frage ſtellen, ob der Zuſtand ein ſolcher geweſen jei, daß er 
eine Octroyirung erforderte. Nach gewiſſenhafter Erwägung dieſer Frage 
müſſe er dieſelbe verneinen, und trete in dieſer Beziehung mit Hrn. b. Zander 
in direkten Widerſpruch. 

Der Argumentation des Herrn v. Zander, wenn er ſie ſonſt richtig ver⸗ 
ſtanden, in Bezug auf die Artikel 7 und 8 der Verfaſſung, müſſe er einen 
entſchiedenen Widerſpruch entgegenſetzen. err v. Zander habe geſagt, da 
die Verordnung nach Art. 63 Geſetzeskraft habe, ſo ſeien eben Kal der Ver⸗ 
ordnung die Verwaltungsbehörden im Sinne des Art. 7 der Verfaſſung die 
geſetzlichen Richter für die Preſſe. Dagegen aber ſpreche doch ausdrücklich 
der Art. 86 der ee: „die richterliche Gewalt wird im Namen des 
Königs durch unabhängige, keiner anderer Autorität als der des Geſetzes 
unterworfene Gerichte ausgeübt“, und ſchon das Landrecht beſtimme in dem 
Th. II. Tit. 17 daſſelbe. Das Syſtem der Verwarnungen habe in Frank⸗ 


eich, ſeiner Heimath, nur eine dem Scheine nach freie Preſſe erzeugt. In 


Oeſterreich habe man ſeit dem 17. Dezember v. J. das Verwarnungsſyſtem 
aufgegeben und die Gerichtsbarkeit über die Preſſe den Gerichten übertragen. 
Es habe auf ihn einen peinlichen Eindruck gemacht, daſſelbe Syſtem, welches 
nach den ausführlichſten Verhandlungen im öſterreichiſchen Reichsrathe faſt 


ohne Widerrede als durchaus unhaltbar beſeitigt worden iſt, dieſes ſo zu 


ſagen bankerutte Syſtem nach fünf Monaten in Preußen wieder eingeführt zu 
ſehen. Da nach ſeiner Auffaſſung die gewichtigſten Rechtsgründe nicht ge⸗ 
Ae eine ſolche Verordnung zu octroyiren, ſo befinde er ſich in der 
othwendigkeit, gegen den erſten Antrag der Commiſſton zu ſtimmen. Was 
den 5 89 1 7 Antrag betreffe, jo habe er vielleicht kein eigentliches Verſtändniß. 
ach Art. 63 der Verfaſſungsurkunde ſeien derartige Verordnungen den 
Kammern ſofort nach ihrem Bulammentritt vorzulegen, und dieſe hätten die⸗ 
elben dann zu genehmigen oder nicht; eine weitere Aufgabe liege dem 
gaute nicht ob; er werde ſich daher die Erwägung vorbehalten, ob er bei der 
lbſtimmung über den zweiten Antrag mit „Nein“ ſtimme oder ſich der Ab⸗ 
ſtimmung enthalten Kiffe. 

Regierungs⸗Commiſſarius, Regierungs⸗Aſſeſſor Jacobi. Man habe von 

verſchiedenen Seiten geltend gemacht, die Verfaſſung laſſe im Art. 27 Bes 
kungen der Preſſe nur im Wege der Geſetzgebung und nicht der 
. zu. Allein die ältere Geſetzgebung und die Verfaſſung 
kenne einen ſolchen Unterſchied nicht, wie Redner in längerer Ausführung 
an verſchiedenen Artikeln der Verfaſſung nachzuweiſen ſucht. Art. 63 habe 
den Sinn, eine Verordnung habe Geſetzeskraft, jo weit ſie nicht der Verfaſ⸗ 
fung zuwiderlaufe. Es ſei in den Jahren 18481850 weder mit dem Rechts⸗ 
BA de noch mit dem Sprachgebrauche tabula rasa gemacht worden. — 
ei den Vorarbeiten für Art. 63 ſei bedeutſam geweſen, daß damals beide 
Kammern den Antrag: „Es ſolle nicht octroyirt werden dürfen, wenn die 
Octroyirung & en die Verfaſſung verſtoße, ſondern auch nicht, wo die Ver⸗ 
faſſung ein 405 verlange“, abgelehnt haben, und es ſei mithin die gel⸗ 
tend gemachte Auffaſſung nicht als formulirtes Recht angenommen worden. 
Unſer ganzer gegenwärtiger Zuſtand ſei eigentlich ein oc⸗ 
troyirter. ! 

Im Juni 1850 ſei in ähnlicher Weiſe eine Preßverordnung octropirt wor⸗ 
den, und obgleich ein Haus die Nen dieſer Octrohirung nicht an⸗ 
erkannt habe, ſo habe doch keines die Verfaſſungsmäßigkeit derſelben 
beſtritten. Desgleichen ſeien auf anderen Gebieten königl. Verordnungen ohne 
Widerſpruch erlaſſen worden; ja eine Verordnung über Kriegsleiſtungen und 
Entſchädigungen habe die Zustimmung beider Häuſer gefunden trotz ähnlichen 

pruches von Seiten einzelner Mitglieder des einen Hauſes. Es ſei 
ausdrücklich anerkannt worden, daß auf dem Gebiete der Preßgeſetzgebung 
auch Verordnungen Geltung mit Geſetzeskraft haben dürfen. — Schon 
bei Emanation der Verf. ſei der Sinn des Art. 28 allgemein he — gefaßt 
worden: „es müfle ausgegangen werden von allgemeinen ſtrafrechtlichen 
Grundſätzen.“ — Auch an Art. 7, 8, 86 u. 96 knüpft der Redner eben dahin 
ielende Erörterungen, wiederholt die Erklärung, das Miniſterium ſei bei 
laß der Verordnung von der Vorausſetzung eines wirklichen Nothſtandes 
ausgegangen, und ſchließt mit dem Hinweis auf Oeſterreich, wo Preßver⸗ 
gehen nicht wie bei uns mit geringfügigen Geldbußen, ſondern in ganz an⸗ 
derer Weiſe mit langer Kerkerhaft beſtraft würden, wie dies von der demo⸗ 
kratiſchen Preſſe ſelber zugegeben werde. 5 . 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Die Regierung habe bei Emanation der 
Verordnung nicht die perſönliche Stellung der Richter im Auge gehabt, 
wie auch die Preßnovelle darthue, in der! den Richtern die Gerichtsbarkeit 
übertragen werde. Auch die Denkſchrift, welche die Verordnung begleitet, 
beſtätige das. Nicht die Perſon der Richter, ſondern die bisherige Lage der 
Pre a wg die Niemanden fo eigentlich recht verantwortlich mache für ein 
Preßpergehen, ri ein Zeichen des Notbitandes geweſen. Die Regierung habe 
die Sache ihrerſeits rein von der gewerblichen Seite zu erfaſſen geſucht. 
Er müfje auch ſeinerſeits die Richter gegen den ihnen gemachten harten Vor⸗ 
wurf ſchützen. Er gebe zu, daß auch Richter ſich hätten Ausſchreitungen zu 


ausgeſprochen, daß die Richter an ihrer Unparleichkeit leiden müßten, wenn 
fie ſich, wie es Einzelne leider gethan, allzuſehr in das politiſche Partei⸗ 
er einließen; aber einen generellen Vorwurf dürfe man daraus nicht 
erleiten. 5 j 
Der Schluß der Discuſſion wird beantragt, und da er einzige zum Worte 
notirte Redner Dr. Götze verzichtet, Bas prochen. g 
Hr. Dr. v. Zander beſtätigt thatſächlich, daß ihn Hr. v. Bernuth richtig 


erichterſtatter Dr. p. Daniels hält den Gegenſtand für erſchöpft. Es 
entſpreche nicht einer richtigen Interpretation, wenn man, wie es geſchehen, 
einzelne Artikel der Verfaſſung aus dem Zuſammenhang reiße, um die Ver⸗ 
faſſungswidrigkeit der Verordnung darzuthun. 1” 

Die Abſtimmung findet über beide Anträge der Commiſſion gefondert 
ſtatt, und zwar über den erſten (auf Genehmigung der Verordnung vom 
1. Juni) durch Namensaufruf. Mit „Ja“ ſtimmen 77 Mitglieder, mit „Nein“ 
8. nämlich die Herren: v. Bernuth, Blömer, Camphaufen (geln), Freiherr 
d. Diergardt, v. Flemming, v. Gruner, Jähnigen und Dr. Tellkampf. Ueber 
den zweiten Antrag (auf proviſoriſche Rechtsgültigkeit der Verordnung bis die 
Preßnovelle Rechtskraft erlangt habe) wird die ebenfalls beantragte nament, 
liche Abſtimmung nicht beliebt; derſelbe wird mit großer Majorität ange: 
nommen. N 5 

Der Präſident erklärt, daß er dem andern Haufe von dieſen Beſchlüſſen 
ſofort Mittheilung machen werde. 5 

Es erfolgt darauf die Wahl dreier Schriftführer. Der zweite Ge⸗ 
enftand. der Tagesordnung, die Adreß⸗Debatte, wird auf die morgende 
Eipung vertagt, in welcher auch das Rejultat jener Wahl dem Haufe mitge⸗ 
theilt werden wird. A 
Schluß der Sitzung: 3% Uhr. Nüchſte Sitzung: Morgen 12 Uhr. 

[Der morgen im Haufe'der a eten zur Verhandlung 

imſon und Gneiſt in Sachen der 
Preßverordung vom 1. Juni lautet: „Das Haus der Abgeordneten wolle 
ließen: 1. auf Grund des Art. 63 der Verf.⸗Urkunde zu erklären: Das 
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faſſung erlaſſenen Verordnung vom 1. Juni 1863 ſeine Genehmigung; 
II. u Grund des Art. 106 der Verf.⸗Urk. zu erklären: 1) Die Verordnung 


vom 1. Juni 1863 war weder zur Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit, 
noch zur Beſeitigung eines ungewöhnlichen Nothſtandes erforderlich. 2) Eine 
Beſchränkung der Preßfreihe t könnte auf dem Wege der Verordnung über⸗ 
haupt nicht erfolgen. 3) Die Verordnung vom 1. Juni 1863 iſt auch ihrem 
Inhalt nach der Verfaſſung zuwiderlaufend.“ 

[Se. Maj. der König) find geſtern Abend, aus dem Grune⸗ 
wald kommend, wieder in Berlin eingetroffen. Heute Vormittag nahm 
Se. Majeſtät die laufenden Vorträge entgegen und ertheilte mehrere 
Audienzen. Allerhöͤchſtderſelbe hat Seine Reſidenz nun wieder von 
Babelsberg nach Berlin verlegt. 

[Ihre Maj. die Königin] gedenkt, dem Vernehmen nach, Ende 
künftiger Woche nach Berlin zurückzukehren. 

[Der Minifter-Präfident von Bismarck! hat heute Vor⸗ 
mittag, wie bereits telegraphiſch gemeldet, den Erbprinzen Fried⸗ 
rich von Schleswig-Holſtein-Sonderburg-Auguſtenburg 
empfangen und darauf längere Zeit mit dem kaiſerl. ruſſ. Geſandten 
und dem kaiſerl. franz. Botſchafter conferirt. 

[Die ſchleswig-holſteiniſche Frage) nimmt, wie die „Nordd. 
A. 3.” (. d. telegr. Dep. im heutigen Morgenbl.) ſchreibt, durch die 
Thronbeteigung des Königs Chriſtian IX. einen internationalen Cha: 
rakter an. Sie dreht ſich nicht mehr blos um die Ordnung einer bun⸗ 
desſtaatlichen Angelegenheit, d. h. um die Regulirung des Verhältniſſes 
der Herzogthümer, ſondern zugleich um die Prüfung der Rechtsbeſtän⸗ 
digkeit des londoner Protokolls, welches den Prinzen Chriſtian von 
Glücksburg zum Nachfolger des Königs Friedrich VII. deſignirt hat. 
Es iſt zu bezweifeln, daß die Thronfolge des neuen Königs ohne Ein⸗ 
ſpruch bleiben wird. Vielmehr ſteht zu erwarten, daß der Sohn des Herzogs 
v. Auguſtenburg in Verfolg feines gegen das lond. Protokoll eingereichten Pro⸗ 
teſtes, ſeine Anſprüche auf die Erfolge in den Herzogthümern geltend 
machen wird. Daß der Protokollprinz in Kopenhagen als König pro⸗ 
klamirt worden, iſt Sache der Dänen. Es frägt ſich aber, ob 
der deutſche Bund ihn in der Eigenſchaft als Herzog von Schleswig⸗ 
Holſtein und ſomit als deutſchen Fürſten anerkennen wird. Wenigſtens 
iſt der Bund in keiner Weiſe dazu völkerrechtlich verpflichtet, da von 
feiner Seite das Protokoll nicht genehmigt iſt. Auch die Herzog: 
thümer ſind nicht an den londoner Tractat gebunden, da die Stände, 
welche verfaſſungsmäßig ihre Genehmigung zu der veränderten Erbfolge⸗ 
ordnung zu ertheilen hatten, um dieſe nicht angegangen worden ſind. 
Was die beiden deutſchen Großmächte betrifft, die das Protokoll mit 
unterzeichnet haben, ſo ſind auch ſie ihrer dadurch eingegangenen Ver⸗ 
pflichtung ledig, weil ſie eine ſolche nur unter der Bedingung über⸗ 
nommen haben, daß Dänemark feine in den Jahren 1851—52 über⸗ 
nommenen Pflichten gegen den deutſchen Bund in Bezug auf die Her⸗ 
zogthümer erfüllen würde. Der Art. III. des Protokolls beſtimmt 
ausdrücklich, daß durch den Vertrag die gegenſeitigen Verpflichtungen 
und Rechte Dänemarks und des Bundes nicht verändert werden ſollen. 
Es iſt aber bekannt, wie die Vereinbarungen von 1851—52 von Dä- 
nemark beachtet und durch das Patent vom 30. März d. J. und 
durch die Abſtimmung über das Reichsgrundgeſetz ganz aufgehoben 
worden ſind. Vor der Entſcheidung über die Thronfolge treten daher 
die andern ſchwebenden Differenzen zurück. 

[Rüſtungen.] Der telegr. gemeldete Artikel der „Kreuzzeitung“ 
lautet wie folgt: Sicherem Vernehmen nach wird jetzt die Thätigkeit 
des Kriegs⸗ und Marine⸗Miniſteriums in Anſpruch genommen durch 
die Vorbereitung für den, wie es ſcheiut, . vermeidlichen 
Ausbruch der Feindſeligkeiten zwiſchen Deutſchland und Dänemark. 
Wie man hört, ſollen die 6. und 13. Diviſion den Befehl zur Kriegs⸗ 
bereitſchaft bereits erhalten haben; auch ſind die entſprechenden Dispo⸗ 
ſitionen für die Indienſtſtellung und Concentrirung unſerer Kriegsma⸗ 
rine bereits erlaſſen. 

[Falſche Banknoten.) Bei den Kaſſen der preuß. Bank iſt neuer⸗ 
dings eine neue bisher unbekannte Art falſcher preuß. Fünfundzwanzig⸗ 
Thaler⸗Banknoten vorgekommen, die nicht, wie die bisherige falſche 
Sorte, ſich durch ein lappiges Papier kenntlich macht, ſondern ſchoͤnes 
glattes Papier hat und nur im Drucke ein wenig weißlicher als die 
echten Noten iſt. 

Danzig, 17. Nov. [Marine.] Die Schrauben ⸗ Corvette 
„Nymphe“, welche im Begriff ſtand, nach Swinemünde abzugehen, hat 


Contreordre erhalten. (D. D.) 
Deut ſchland. 
Frankfurt a. M., 18. Novbr. [Regier ungsantritts⸗ 


Patent Friedrichs, Herzogs von Schleswig - Holftein.] 
Die heutige „Süddeutſche Zeitung“ veroffentlicht nachſtehendes Regie⸗ 
rungsantritts⸗Patent: 

„Schleswig-Holſteiner!“ Der letzte Fürſt der däniſchen Linie 
Eures Regentenhauſes ift dahin gegangen. Kraft der alten Erbfolge⸗ 
ordnung unſeres Landes und des oldenburgiſchen. Hauſes, kraft der 
Ordnungen, welche die ſchleswig⸗holſteiniſche Landesverſammlung in dem 
Staatsgrundgeſetz ausdrücklich beſtätigt hat, kraft der von meinem 
Vater zu meinen Gunſten ausgeſtellten Verzichtsurkunde, erkläre ich 
hierdurch als erſtgeborner Prinz der nächſten Linie des oldenburgiſchen 
Hauſes, daß ich die Regierung der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein 
antrete, und damit die Rechte und Pfichten übernehme, welche die 
Vorſehung meinem Haufe und zunächſt mir überwieſen hat. Ich weiß, 
daß dieſe Pflichten in ſchwerer Zeit an mich herantreten, ich weiß, daß 
zur Durchführung meines und Eures Rechtes mir zunächſt keine andere 
Macht zu Gebote ſteht, als die Gerechtigkeit unſerer Sache, die Heilig: 
keit alter und neuer Eide und Euere Ueberzeugung von der Feſtigkeit 
des Bandes, welches mein Geſchick und das Euere vereint. Ihr habt 
bis jetzt Ungerechtigkeit ebenſo mannhaft getragen, als Ihr mannhaft 
gekämpft hattet, Ungerechtigkeit abzuwehren. Für das Joch, das man 
Euch auflegte, gab bis jetzt ein unbeſtrittenes Recht den Vorwand, 
denn der König von Dänemark war zugleich Euer Herzog. 

Von jetzt an wäre die Herrſchaft eines Königs von Danemark 
über Euch eine Uſurpation und rechtloſe Gewaltthat, und unſere ge⸗ 
meinſame Aufgabe iſt es, dieſer Herrſchaft ein Ende zu machen. 

Ich kann Euch jetzt nicht aufrufen, Gewalt mit Gewalt zu begeg⸗ 
nen. Euer Land iſt von fremden Truppen beſetzt, Ihr habt keine 
Waffen. Mir liegt deßhalb vor Allem ob, die Regierungen des Bun⸗ 
des um Schutz meines Regierungsrechtes und Eurer nationalen Rechte 
anzugehen. Der deutſche Bund iſt niemals der legitimen Erbfolge 
entgegen getreten. Die Ordnung, auf welcher die Regierungen Deutſch⸗ 
lands ruhen, iſt dieſelbe, auf der meine Rechte begründet find, und 
die Regierungen Europas werden der durch die Erfahrung beſtätigten 
Wahrheit nicht widerſtehen, daß ein haltbarer Zuſtand da nicht dauern 
kann, wo eine willkürliche Rechtsordnung einem Volke gegen ſeine ge⸗ 
heiligten Wünſche, gegen ſeine von Gott geſetzte Nationalität, und ge⸗ 
gen ſein uraltes Recht aufgedrängt werden foll. 1 

Lauenburger! Euer ſchönes Land, Gegengabe für ein Land, 
deſſen Namen ich durch meine Geburt trage, unterliegt deſſen Erb⸗ 
folge, ſoweit nicht Rechte anderer Glieder meines Hauſes und ältere 
und begründete Rechte deutſcher Regentenhäuſer daran haften. Ich 
gebe Euch das Verſprechen, daß ich Euer nationales Recht als mein 
eigenes betrachte und ſoweit ich berufen bin, Eure Rechte und Frei⸗ 
heiten beſchützen werde. 


feinem hieſigen Einwohner, welcher nicht im Beſitze einer Laterne war; 
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Schleswig⸗Holſteiner! Von der Ueberzeugung durchdrungen, 
daß mein Recht Eure Rettung iſt, gelobe ich, für mich und mein Haus 
zu Euch zu ſtehen, wie ich in der Schlacht zu Euch geſtanden, mich 
nicht zu trennen von Euch und unſerem Rechte. Und ſo gelobe und 
ſchwöre ich gemäß dem Staatsgrundgeſetz: Die Verfaſſung und die 
Geſetze der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein zu beobachten und die 
Rechte des Volkes aufrecht zu halten. So wahr mir Gott helfe und 
ſein heiliges Wort. 

Schloß Dolzig, am 16. November 1863. 

Fried rich, Herzog von Schleswig⸗Holſtein. 
Rußland. 
Unruhen in Polen. 

DO Kaliſch, 18. Novbr. [Schüſſe in der Stadt. — Ge: 
fechte.] Die Einwohner unſerer Stadt können ſich von dem geſtern 
gehabten Schrecken bis heute nicht erholen, als auf den Straßen der 
Ruf laut wurde: „man ſchießt.“ In der That war es auch ſo. 
Geſtern Nachmittag in der Dunkelſtunde begegnete ein ruſſ. Offizier 


er befahl der eben herbeikommenden Patrouille die Verhaftung derſel⸗ 
ben vorzunehmen. Letzterem gelang es jedoch durch Flucht zu entkom⸗ 
men; er lief in das auf dem Ringe gelegene Wohnhaus des Kauf⸗ 
manns R. S. Der Offizier hatte nichts Eiligeres zu thun, als dem⸗ 
ſelben zwei Schüſſe nachzufeuenn, welche ihren Zweck verfehlten, fo daß 
kein Menſchenleben zu beklagen iſt. Alles flüchtete ſich in die Häuſer, 
und es vergingen kaum fünf Minuten, ſo wurde keine 
menſchliche Seele mehr auf den Straßen geſehen. Der Ofttzier, 
welchem im günſtigſten Falle, wegen dieſes Vorgehens eine Verwar⸗ 
nung zu Theil werden könnte, oder vielleicht zwei Tage Arreſt 
ſuchte ſich in ſo fern vor der Hand aus der Schlinge zu ziehen, daß 
er den Hausbeſitzer Kaufmann R. S., zu dem ſich der Verfolgte 
flüchtete, bei dem Gouverneur denuncirte, daß aus dem Hauſe ſelbſt 
geſchoſſen worden ſei. In Folge dieſer Denuncigtion' wurde natürlich 
eine Hausſuchung vorgenommen, welche bis nach Mitternacht währte, 
ohne daß irgend etwas Verdächtiges gefunden wurde. Trotzdem ſollte 
das Haus confiscirt und zu einer Kaſerne umgewandelt werden, jedoch 
durch Augenzeugen, welche ſich maſſenhaft freiwillig ſtellten, gelang es, 
den Offizier als Thäter ſelbſt überführen zu können. — In unſerer 
Woywodſchaft kam es dieſer Tage wieder bei Warta und Blaszke zu 
ernſten Gefechten zwiſchen Ruſſen und Polen. Letztere, der großen 
Uebermacht nicht gewachſen, zogen ſich mit Verluſten an Todten und 
Verwundeten zurück. Ruſſiſcherſeits find auch Mehrere gefallen und 
verwundet; man brachte vorgeſtern mehrere Wagen mit Verwundeten 
hierher. 7 
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Meteorologiſche Beobachtungen. 
Der Barometerftand bei b Grd. | Ba⸗ Lufte] Winde | 
in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ richtung und 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. Stärke. | 


Breslau, 18. Nov. 10 U. Ab.] 336,58 76,14 W. 2. | 
19. Nobbr. 6 U. Mrg.] 337,14 | 46,0 W. 1. 


Breslau, 19. Nov. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 6 3. U.⸗P. — F. 10 3. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 18. Novbr., Nachm. 3 Uhr. Die Börfe eröffnete in matter 
Haltung zu 67, 05; man befürchtete neue Maßregeln der Bank; ſpäter ſtieg 
dieſelbe auf 67, 25 und ſchloß zu dieſem Courſe in feſter W D 
ere ſich etwas höher ſtellten, ſank die öſterreich. Staats! 
Mittags 12 Ubr waren 91%, eingetroffen. 
Schluß⸗Courſe: proz. Rente 67, 25. Italien. 5proz. Rente 72, 10. 
rer 1 1 in Iprz. Spanier —. Oeſterr. 
Staats⸗ECiſenb.⸗Aktien 395, —. Credit⸗Mobilier⸗Aktien 1090, —. Lombard. 
Eiſenb.⸗Aktien 530, —. " 
Conſols 
Neue 


Wetter. 


Regnicht. 
Trübe. 
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London, 18. Nov., Nachm. 3 Uhr. Türkiſche Conſols 47. 
91. Iproz. Spanier 46%. Mexikaner 37%. 5proz. Ruſſen 91. 
Ruſſen 86. Sardinier 89. 

Wechſeleburs auf London 160%, Goldagio 46. — Der Dampfer „Indiana“ 
iſt mit der Poſt vom 9. Oktbr. vom Cap eingetroffen, — Der Poſtdampfer 
„Etna“ mit 146,000 Doll. an Contanten hat newyorker Nachrichter vom 9 d. 


nach Cork gebracht. j \ 
Wien, 18, Nov., Nachm. 1214 Uhr. Valuten begehrt. Sprozentige \ 
1854er Looſe 88, 41 | 


Metalliques 72, 65. 4 proz. Metalliques 64, 50, 
Bant » Aktien 770, —. ordbahn 167, 50. National⸗Anlehen 79, 
Credit⸗Aktien 179, 80. Staats⸗Eiſenbabn⸗Aktien⸗Cert. 186, 50. London 
120, 50. Hamburg 91, —. Paris 47, 70. Gold —. Boöhmiſche Weſt⸗ 
oa 20, 75. Neue Looſe 136, 90. 1860er Looſe 93, —. Lomb. Eiſen⸗ 
abn 250, —. 

Frankfurt a. M., 18. Nov., Nachmitt. 2 Uhr. Oeſterreichiſche 
Effekten auf niedrigere auswärtige Notirungen rückgängig. Finnl. Anl. 84%. 
Schluß ⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbach 137%. Weener Wechſel 95%. 
Darmſt. Bank» Aktien 205. Darmſt. Zettel⸗Bank 248. Fproz. Metalliques 
58. 4% prozentige Metalliques OR 1854er Looſe 714%. Oeſterreichiſche 
National⸗Anleihe 6376. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Altien —. Oeſter⸗ 
een Aulelhe 76% ir. — 2 — — —— 3 — 1 
reichiſche i \ eſterr. abetbabn —. in⸗ 26. 
Heſſiſche Ludwigsbabn 125%, 85 

mburg, 18. Nov., Nachm. 2 Ubr 30 Min. Anfangs feſter, dann 
matt, ſchloß feſt. Ziemliches Geſchäft. Geld eher reichlicher. Finnl. Anleihe > 
83. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleibe 67 nom. Oeſterr. Credit⸗Aktien 73. 
Vereimsbank 104. Nordreutſche Bank 102%. Mpeiniſche 93½ B. Nordbahn 
56%. Disconto —. 

Hamburg, 18. Nov. [Getreidemarkt.] Weizen unverändert, ruhig. 
Roggen loeo unverändert, Oſtſee weniger feſt gehalten. Oel unverändert, 
loco und pr. Nov. 24% Br., pr. Mai 25%. Kaffee, verkauft ſchwimmend 
eine Ladung Rio 2800 Sack loco, 1500 Sack Maracaibo, Sack Do⸗ 
mingo A Preiſe unbekannt. Zucker bewegt, wiederum 8 Schill. höher. Zink 


1000 Ctr. Frühjahr 11 ½ 
[Baumwolle.] 2500 Ballen Umſatz. — 


Viverpool, 18. Nopbr. 
Matte Haltung. 

London, 18. November. Getreidemarkt (Schlußbericht). Weizen⸗ 
markt beſchraͤnkt aber feſt. Frühjahrsgetreide feſt. — Wetter trübe. 

+ Breslau, 19. Novbr. Wind: Weſt. Wetter: trübe. Thermome⸗ 
ter Früh 6“ Wärme. Der heutige Markt verlief bei nicht belangreichen An⸗ 
geboten und ruhiger Kaufluſt in vorherrſchend matter Stimmung. 

Weizen wenig beachtet, pr. 84 Pfd. weißer 54—67 Sgr., gelber 53 
— 62 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Roggen luſtlos, pr. 
84 Pfd. 40 —43—45 Ser; — Gerſte vernachläſſigt, pr. 70 Pfd. weiße 36 
38 Sgr., gewöhnliche 30—35 er Hafer ruhig, pr. 50 Pfd. 26— 
28 Sgr. — Erbſen ohne Beachtung. — Wicken fehlen. — Schleſiſche 
Bohnen ſtill. — Schlaglein, ſeinſte Sorten beachtet. — Oelſaaten 
preishaltend. — Rapskuchen feſt. 49—53 Sgr. pr. Ctnr. \ 

Sgr. pr. Schff. U 


Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen D 45—47—50 
Gelber Weizen 2 Sgr. pr. Sack A 150 Pfd. Brutto, 
e eee Schlag⸗Leinſaat. .. 165—175—190 
Winter⸗Raps . 19 
RE, 25—27—28 Winter⸗Rübſen 
„ 48 Sommer-Rübien.... 153—163—176 
Kleefaat ſtilles Geſchäft, rothe ordinäre 10—10% Thlr., mittle 11 bis 
11% Thlr. feinel2—12% Thlr., hochfeine bis 12% Thlr., weiße orbinäre 
10-12% Tolr, mittle 13 — 137, Thlr., feine 16%—17% Thlr., hochfeine 
18—19 lr. pr. Ctr. / \ 
Thymothee 5% — % Thlr. pr. Centner. 4 
Kartoffeln pr. Sad a 150 Pfd. Netto 24— 30 Sgr., Metze 14—1% Ser 
Rohes Rübdl pr. En. ber und Nabe 114d Tölt 12 2 
ohe pr. Ctr. loco und November 11, pe 
11% Lale — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 131. 
Termine 13% Thlr., Frühjahr 14%, Thlr. . 


Verantwortlicher Redacteur: Dr Stein. 
Graf, Bartb und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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